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Drucksache IV/36 


Der Bundesminister der Justiz 

- 9510/9 - 66 490/61 - 


Bonn, den 29. November 1961 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterzeichnung und Ratifizierung von Abkommen 
des Europarates 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Kühn (Köln), Frau 
Dr, Rehling und Genossen 
— Drucksadle IV/20 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Benehmen mit dem 
Herrn Bundesminister des Auswärtigen wie folgt: 

Zu 1. (Europäische Vereinbarung über den Austausch von 
Programmen mit Fernsehfilmen) 

Die Bundesregierung hat von der Unterzeidinung der Verein- 
barung vom 15. Dezember 1958 über den Austausch von Pro- 
grammen mit Fernsehfilmen abgesehen, weil die Bestimmungen 
der Vereinbarung teilweise sowohl mit dem geltenden deut- 
schen Recht als auch mit der Regelung in Widerspruch stehen, 
die für Fernsehfilme in dem Entwurf eines Gesetzes über Ur- 
heberrecht und verwandte Schutzrechte (Urheberrechtsgesetz) 
vorgesehen ist, der in Kürze von der Bundesregierung den ge- 
setzgebenden Körperschaften zugeleitet werden soll. 

Die Vereinbarung über den Austausch von Programmen mit 
Fernsehfilmen sieht zugunsten von Sendeunternehmen eine 
Vermutung vor, nach der ein Sendeunternehmen, das einen 
Fernsehfilm hergestellt hat, gegenüber den bei der Herstellung 
des Films Beteiligten - vorbehaltlich abweichender Vereinba- 
rungen mit diesen - befugt sein soll, die Benutzung des Films im 
Fernsehrundfunk in den anderen der Vereinbarung angehören- 
den Ländern zu erlauben. Diese Vermutung soll sich auf alle bei 
der Herstellung von Fernsehfilmen mitwirkenden Urheber 
(z. B. Regisseur, Kameramann) und ausübenden Künstler 
(Schauspieler, Sänger, Musiker) beziehen. Unter Fernsehfilmen 
im Sinne der Vereinbarung sind sowohl die Fixierungen schöp- 
ferisch gestalteter und damit urheberrechtlich geschützter 

Fernsehsendungen (Filmwerke) als auch die Aufzeichnungen 
einfacher Fernsehsendungen ohne schöpferisch gestaltete 
Bildfolge (Fernsehaufzeichnungen) zu verstehen. 

Hinsichtlich der Urheberrechte sind zwar in der Vereinba- 
rung gewisse Vorbehalte vorgesehen, die eine unbillige Be- 
schneidung der Rechte der Urheber verhindern. Insoweit deckt 
sich die Vereinbarung im wesentlichen mit der beabsichtigten 
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Neugestaltung des deutschen Urheberrechts. Hinsichtlich der 
Rechte der ausübenden Künstler soll dagegen die in der Ver- 
einbarung vorgesehene Vermutung ohne jede Einschränkung 
gelten. Dies entspricht für die Fernsehaufzeichnungen nicht 
dem Urheberrechtsgesetzentwurf, der insoweit keine ver- 
gleichbare Regelung enthält. Im Falle einer Fernsehaufzeich- 
nung der Darbietung eines ausübenden Künstlers, beispiels- 
weise eines Schlagersängers, erscheint es nicht gerechtfertigt, 
zu vermuten, daß das Sendeunternehmen, dem die Fernseh- 
übertragung der Darbietung vom Künstler gestattet worden 
ist, ohne dessen weitere Erlaubnis und ohne Zahlung einer zu- 
sätzlichen Vergütung zur Weitergabe der Sendung an auslän- 
dische Sendeunternehmen berechtigt sein soll. 

Wird das neue Urheberrechtsgesetz in der von der Bundes- 
regierung vorgeschlagenen Fassung vom Bundestag beschlos- 
sen, käme eine Unterzeichnung und Ratifizierung der Ver- 
einbarung somit nur in Betracht, wenn durch ein von allen 
beteiligten Staaten zu unterzeichnendes Zusatzprotokoll 
Fernsehaufzeichnungen von Darbietungen ausübender Künst- 
ler von der Vereinbarung ausgenommen oder doch jeden- 
falls den einzelnen Staaten die Möglichkeit eröffnet würde, 
für ihr Gebiet die Anwendung der Vereinbarung für diese 
Fälle auszuschließen. Die Bundesregierung kann allerdings 
eine Initiative zur Abfassung eines solchen Zusatzprotokolls 
erst ergreifen, wenn das deutsche Urheberrechtsgesetz ver- 
abschiedet und endgültig zu übersehen ist, welche Fassung 
für das Zusatzprotokoll angestrebt werden muß, um die Ver- 
einbarung mit dem deutschen Recht in Einklang zu bringen 
und auf diese Weise eine Beteiligung der Bundesrepublik an 
der Vereinbarung zu ermöglichen. 

Zu 2. (Europäisches Abkommen zum Schutz von Fernseh- 
sendungen) 

Das Abkommen vom 22. Juni 1960 zum Schutz von Fernseh- 
sendungen ist am 11. Juli 1960 von der Bundesrepublik unter- 
zeichnet worden. Es sieht ein Leistungsschutzrecht der Sende- 
unternehmen an ihren Fernsehsendungen vor, das es ihnen 
ermöglicht, die Weitersendung, die Festlegung und die öffent- 
liche Wiedergabe dieser Sendungen zu erlauben oder zu ver- 
bieten. 

Das geltende deutsche Recht kennt ein solches Leistungs- 
schutzrecht der Sendeunternehmen nicht; in dem Entwurf des 
neuen Urheberrechtsgesetzes ist jedoch die Einführung eines 
entsprechenden Leistungsschutzrechts für Sendeunternehmen 
vorgesehen. Es ist daher beabsichtigt, das Abkommen unmittel- 
bar nach Inkrafttreten des neuen Urheberrechtsgesetzes zu 
ratifizieren. Der Entwurf eines Zustimmungsgesetzes zu dem 
Abkommen ist der Bundesregierung gleichzeitig mit dem Ent- 
wurf des Urheberrechtsgesetzes bereits zugeleitet worden. 

Dr. Stammberger 
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